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Sterbeverfügungsgesetz – Rechtlicher Rahmen
zum assistierten Suizid und die Rolle der
Gutachter
Entscheidungsfähig; erwachsen und krank; Krankheitsvarianten; Aufklärung und Dokumenta-
tion. Seit 1. 1. 2022 gilt in Österreich das Sterbeverfügungsgesetz. Es regelt, unter welchen Um-
ständen Sterbewillige ein letales Präparat bei Apotheken beziehen dürfen und wie Unterstützern
Straffreiheit zugesichert werden kann. Im Rahmen der Errichtung einer Sterbeverfügung sind auch
Ärzte auf freiwilliger Basis begutachtend tätig. Dabei haben sie einiges zu beachten.

Einleitung
In Österreich wird die Begleitung von Ster-
benden und der Umgang mit dem Lebens-
ende seit mehr als 20 Jahren auf politischer
Ebene diskutiert. Im Kern geht es dabei um
Sterbebegleitung und Palliativmedizin, aber
auch um ein selbstbestimmtes Sterben. Die
Regierungsparteien waren diesbezüglich zu-
rückhaltend und haben die gesetzlichen
Rahmenbedingungen – allen voran das ab-
solute Verbot der Suizidassistenz – unver-
ändert beibehalten. Dies steht auch im Ein-
klang mit der europäischen Menschen-
rechtskonvention.

Hinweis:
Mangels Konsenses in den Konven-
tionsstaaten hat der nationale Ge-
setzgeber einen Gestaltungsspiel-
raum. Sowohl die Ermöglichung als
auch ein Verbot von Sterbehilfe und
Suizidassistenz ist innerhalb des
rechtlichen Rahmens vertretbar.

2019 wandten sich vier Antragsteller an den
Verfassungsgerichtshof (VfGH) und be-
schwerten sich u.a. gegen das Verbot der
Suizidbeihilfe. Mit Erfolg.

Im Dezember 2020 verkündete der
VfGH, dass mit Ende 2021 das Verbot der
Suizidassistenz aufgehoben wird und der
Gesetzgeber zum Schutz vor Missbrauch
ein Prozedere festlegen soll, wer unter wel-
chen Voraussetzungen Suizidassistenz in
Anspruch nehmen darf.

Sterbeverfügungsgesetz (StVfG)1

Neben dem StVfG wurde auch ein Hospiz-
und Palliativfondsgesetz erlassen, um diese
Art der Versorgung in eine Regelfinanzie-
rung zu überführen.

Das StVfG regelt die Voraussetzungen
und die Wirksamkeit von Sterbeverfügun-
gen zumNachweis eines dauerhaften, freien

und selbstbestimmten Entschlusses zur
Selbsttötung. Damit Sterbewillige diesen
Nachweis erbringen können, wurde ein
strenges Prozedere vorgegeben:
n zweifache ärztliche Beratung und Begut-

achtung,
n psychiatrische/psychologische Abklä-

rung im Bedarfsfall,
n juristische Beratung,
n Errichtung der Sterbeverfügung (mit

zwölf Wochen Wartefrist) und
n Abgabe des letalen Präparats durch öf-

fentliche Apotheken.
Zudem wurde im StVfG festgelegt, dass je-
de Form derMitwirkung nur auf freiwilliger
Basis erfolgen darf.

Weiters gibt es ein Verbot, Personen/
Institutionen zu benachteiligen, die, in wel-
cher Form auch immer, an einer Suizidas-
sistenz mitwirken.

Wer darf Suizidassistenz
in Anspruch nehmen?
Das StVfG regelt eindeutig, wer berechtigt
ist, eine Sterbeverfügung zu errichten. Es
handelt sich um
n entscheidungsfähige,
n erwachsene und
n kranke Menschen.
Sohin sind sowohl Kinder als auch völlig ge-
sunde Menschen jedenfalls ausgeschlossen.

Eine Sterbeverfügung kann nur höchst-
persönlich errichtet werden, sodass eine
Vertretung (z.B. durch einen Erwachsenen-
vertreter) ausgeschlossen ist.

In einer Sterbeverfügung ist der Ent-
schluss der sterbewilligen Person festzu-
halten, ihr Leben selbst zu beenden. Sie
hat auch die ausdrückliche Erklärung zu
enthalten, dass dieser Entschluss frei und
selbstbestimmt nach ausführlicher ärztli-
cher und juristischer Aufklärung gefasst
wurde.

Entscheidungsfähigkeit
Die sterbewillige Person muss sowohl im
Zeitpunkt der ärztlichen Aufklärung als
auch im Zeitpunkt der Errichtung der Ster-
beverfügung (beim Juristen) volljährig und
entscheidungsfähig sein. Die Entschei-
dungsfähigkeit muss zweifelsfrei gegeben
sein.

Entscheidungsfähigkeit ist gegeben,
wenn die sterbewillige Person die Bedeu-
tung und die Folgen ihres Handelns verste-
hen, ihren Willen danach bestimmen und
sich entsprechend verhalten kann.2

Der Entschluss der sterbewilligen Per-
son, ihr Leben zu beenden, muss frei und
selbstbestimmt, insb. frei von Irrtum, List,
Täuschung, physischem oder psychischem
Zwang und Beeinflussung durch Dritte ge-
fasst werden.

Dies ist ärztlich festzustellen und zu be-
stätigen.

Hinweis:
Im Zweifel darf die Bestätigung
nicht ausgestellt werden.

Wenn sich im Rahmen der ärztlichen Auf-
klärung ein Hinweis darauf ergibt, dass bei
der sterbewilligen Person eine krankheits-
wertige psychische Störung vorliegt, deren
Folge derWunsch zur Beendigung ihres Le-
bens sein könnte, ist vor der ärztlichen Be-
stätigung eine Abklärung dieser Störung
einschließlich einer Beratung durch einen
Facharzt für Psychiatrie oder einen klini-
schen Psychologen zu veranlassen.

Folgende Fragen bieten bei der Einschät-
zung der Entscheidungsfähigkeit sowie der
Beurteilung eines freien und selbstbe-
stimmten Entschlusses zur Selbsttötung
(v.a. bei Hinweis auf eine psychische Stö-
rung) eine Hilfestellung:

1 Sterbeverfügungsgesetz (StVfG) BGBl. I 2021/242. 2 § 24
Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch.
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n Seit wann besteht der Suizidwunsch?
n Wann wurde der Entschluss zum Sui-

zid gefasst?
n Was war für den Entschluss ausschlag-

gebend?
n Wie ist der aktuelle psychische Zu-

stand? Einschränkungen der Kogni-
tion? Ausreichender Realitätsbezug?

n Gibt es positive Aspekte im Leben?
Können diese benannt werden oder ist
alles negativ?

n Gab es jüngst Veränderungen im psy-
chischen Zustand?

n Welche Versuche zur Linderung des
Leids wurden unternommen?

n Gab es Suizidversuche in der Vergan-
genheit?

Die errichtenden Juristen haben die Ent-
scheidungsfähigkeit nicht umfassend zu
überprüfen, sondern bloß zu bestätigen,
dass die Entscheidungsfähigkeit der sterbe-
willigen Person ärztlich bestätigt wurde und
kein Hinweis darauf vorliegt, dass sie im
Zeitpunkt der Errichtung beeinträchtigt ist.

Krankheitsvarianten
Im StVfG ist festgelegt, dass eine Sterbever-
fügung nur eine Person errichten kann, die
n an einer unheilbaren, zum Tod führen-

den Krankheit oder
n an einer schweren, dauerhaften Krank-

heit mit anhaltenden Symptomen lei-
det, deren Folgen die betroffene Person
in ihrer gesamten Lebensführung dauer-
haft beeinträchtigen, wobei die Krank-
heit einen für die betroffene Person
nicht anders abwendbaren Leidenszu-
stand mit sich bringt.

Der verwendete Begriff der „Krankheit“
ist nach den Gesetzesmaterialien als ein re-
gelwidriger Körper- oder Geisteszustand zu
verstehen, der eine Krankenbehandlung
notwendig macht. Krankheit ist als Störung
der Lebensvorgänge in Organen oder im ge-
samten Organismus mit der Folge von sub-
jektiv empfundenen und/oder objektiv fest-
stellbaren körperlichen, geistigen oder seeli-
schen Veränderungen zu definieren und
umfasst auch Unfallfolgen.

Bei den Krankheitsvarianten wird im
Gesetz nicht zwischen somatischer und
psychischer Erkrankung unterschieden, so-
dass jede zum Tod führende oder schwere
Krankheit dem Grunde nach ausreicht. So-
hin sind entscheidungsfähige Personen mit
psychischer Erkrankung nicht per se von
der Errichtung einer Sterbeverfügung aus-
geschlossen. Bei diesen Personen ist aber ei-

ne strenge Prüfung der Kriterien erforder-
lich und es bedarf im Anlassfall einer psy-
chiatrischen/psychologischen Abklärung.

Psychiatrische Fachwelt
In der psychiatrischen Fachwelt ist die Mei-
nung verfestigt, dass bestimmte psychisch
kranke Menschen durchaus eine rationale
und selbstbestimmte Entscheidung imHin-
blick auf die eigene Lebensbeendigung tref-
fen können.3

Auch Reinhard Haller, bekannter psy-
chiatrischerGerichtssachverständiger,meint
in seinem Lehrbuch dazu: „Die noch vor we-
nigen Jahren gültige Aussage, dass Selbst-
mord immer Krankheit sei, kann in dieser
Form heute nicht mehr vertreten werden.“4

Aber Psychiater (wie z.B. Thomas Kapi-
tany vom Wiener Kriseninterventionszent-
rum) warnen: „In diesem Zusammenhang
darf aber nicht verschwiegen werden, dass
eine hohe Zahl der Suizidenten psychisch
krank ist bzw. psychische Symptome auf-
weist (bis zu 90%) und dass ein Suizid-
wunsch von psychisch kranken Menschen
vielfach ambivalent verläuft und nicht im-
mer verfestigt ist.“5

Ärztliche Aufklärung/Begutachtung
Wenn Ärzte sich freiwillig dazu bereit er-
klären, im Rahmen der Errichtung einer
Sterbeverfügung aufklärend bzw. begutach-
tend tätig zu sein, so ist ein konkretes Pro-
zedere in § 7 StVfG festgelegt:

Der Errichtung einer Sterbeverfügung
hat eine Aufklärung durch zwei Ärzte vo-
ranzugehen, von denen einer eine pallia-
tivmedizinische Qualifikation aufzuweisen
hat, und die unabhängig voneinander be-
stätigen, dass die sterbewillige Person ent-
scheidungsfähig ist und einen freien und
selbstbestimmten Entschluss geäußert
hat.

Über eine palliativmedizinische Qualifi-
kation verfügen sowohl Ärzte, die eine Spe-
zialisierung in Palliativmedizin der Österr.
Ärztekammer (ÖÄK) aufweisen, als auch
Ärzte mit einem ÖÄK-Diplom Palliativme-
dizin.

Der Errichtung einer
Sterbeverfügung hat eine
Aufklärung durch zwei
Ärzte voranzugehen.

Die Aufklärung hat zumindest folgende
Inhalte zu umfassen:

n die im konkreten Fall möglichen Be-
handlungs- oder Handlungsalternati-
ven, insb. Hospizversorgung und pallia-
tivmedizinische Maßnahmen, sowie ei-
nen Hinweis auf die Möglichkeit der Er-
richtung einer Patientenverfügung oder
auf andere Vorsorgeinstrumente, insb.
Vorsorgevollmacht und Vorsorgedia-
log,

n einen Hinweis auf konkrete Angebote
für ein psychotherapeutisches Ge-
spräch sowie für suizidpräventive Bera-
tung,

n einen Hinweis auf allfällige weitere im
konkreten Fall zielführende Bera-
tungsangebote,

n die Dosierung des Präparats (Nat-
rium-Pentobarbital) und die für die
Verträglichkeit des Präparats notwendi-
ge Begleitmedikation (v.a. Antiemetika),

n Art der Einnahme des Präparats
(oral, iv.),

n Auswirkungen undmögliche Kompli-
kationen bei der Einnahme des Präpa-
rats und

n dass mit einer Patientenverfügung le-
bensrettende Behandlungen abge-
lehnt werden können.

Der Arzt hat ein Dokument mit dem we-
sentlichen Inhalt der von ihm vorgenom-
menen Aufklärung zu errichten.

Die Aufklärungsinhalte können sich die
beiden Ärzte aufteilen.

Der Arzt, der über die Behandlungsal-
ternativen aufklärt, hat das Vorliegen einer
Krankheit im Sinne des StVfG und einer
glaubwürdigen Erklärung der betroffenen
Person über einen für sie nicht anders ab-
wendbaren Leidenszustand zu bestätigen.

Zudem hat ein Arzt die genaue Dosie-
rungsanordnung des Natrium-Pentobarbi-
tals zu treffen. Laut Verordnung wirkt es
in der Dosierung von 15 g des Reinwirk-
stoffs sowohl oral als auch iv. bei vollstän-
diger Einnahme verlässlich letal. Als Anti-
emetikum wird bspw. Metoclopramid vor-
gegeben.

Der Arzt kann also ein Dokument
(ärztliches Zeugnis, Gutachten) ausstellen

3 Richter D: Unerträgliches Leiden und autonome Ent-
scheidung. Warum Menschen mit psychischen Erkran-
kungen das Recht auf Sterbehilfe nicht verwehrt werden
darf. In: Böhning A (Hrsg), Assistierter Suizid für psy-
chisch Erkrankte. Herausforderungen für die Psychiatrie
und Psychotherapie. Hogreve-Verlag, Göttingen, 2021,
S. 49f. 4 Haller R: Das psychiatrische Gutachten3. Verlag
MANZ, Wien, 2020, S. 310. 5 Kapitany T: Perspektive der
Suizidprävention. Vortrag bei: Online-Tagung „Beihilfe
zum Suizid“ vom 22. 4. 2021, Institut für Ethik und Recht
in der Medizin der Universität Wien.
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oder die Dokumentation auch im Sterbever-
fügungsregister online eintragen.6

Hinweis:
Da im Sterbeverfügungsregister die
Eintragungsmaske nur geringfügige
Freitext-Eingaben ermöglicht, wird
parallel jedenfalls eine umfassende
schriftliche Aufzeichnung empfohlen.

Bezüglich der Honorierung der ärztlichen
Aufklärung/Begutachtung empfiehlt
die ÖAK € 132,– pro angefangener halber
Stunde.

Details zum Präparat sind in der Ster-
beverfügungs-Präparate-Verordnung7 fest-
gelegt. Zudem gibt es eine Aussendung der
Österr. Apothekerkammer:
n Die orale Rezeptur beinhaltet 121,85 g

(= 100 ml).
n Die Haltbarkeit ist ungeöffnet mit ei-

nem Monat bestimmt.
n Es handelt sich um keine Kassenleis-

tung. Das Präparat kostet laut Informa-
tionen der Österr. Apothekerkammer
€ 51,90.

Tipps für Gutachter
Der ärztliche Part im Rahmen der Errich-
tung einer Sterbeverfügung darf nicht un-
terschätzt werden. Es handelt sich um eine
Tätigkeit, die weitreichende Folgen nach
sich zieht. Die Aufgabe der Ärzte umfasst
die Aufklärung und Beratung sowie im An-
schluss die Bestätigung folgender Aspekte:
n Entscheidungsfähigkeit,
n freier und selbstbestimmter Entschluss,
n Vorliegen einer Krankheit und

n glaubwürdige Erklärung des Sterbewilli-
gen über den Leidenszustand.

Die Landesärztekammern haben bereits ab-
gefragt, welche Ärzte sich vorstellen kön-
nen, diese Tätigkeit anzubieten. Interessier-
te können telefonisch bei der Kammer hie-
rüber Auskunft bekommen.

Hinweis:
In der Steiermark kann man diese
Abfrage auch über die Arztsuche-
Rubrik auf der Kammer-Website
durchführen.8

Sollten Ärzte eine konkrete Suizidassistenz
anbieten wollen, so gilt, dass diese Ärzte
vorab nicht im Rahmen der Aufklärung tä-
tig gewesen sein dürfen.

Die Österreichische Palliativgesellschaft
hat die Plattform ASCIRS9 ins Leben ge-
rufen. Sie soll dazu beitragen, mehr über die
Praxis der Suizidbeihilfe in Österreich zu
erfahren und aus den Beobachtungen und
Erfahrungen der Beteiligten zu lernen. Die
anonym eingemeldeten Berichte können

zur Entwicklung unterstützender Leitlinien
und damit vielleicht auch zu einer Verbes-
serung der Situation beitragen.

Schlussbemerkung
Das neue Gesetz bringt viele – zum Teil
noch offene – Fragen mit sich. Ein erster
Diskussionsprozess hat begonnen und es
nähern sich Ärzte diesem Thema zuneh-
mend an.

Bevor man hier aufklärend bzw. begu-
tachtend tätig wird, ist es unumgänglich,
sich mit dem gesetzlichen Rahmen im De-
tail auseinanderzusetzen.10

Denn es ist wohl damit zu rechnen, dass
die Ärzte, die im Errichtungsprozess gleich
zu Beginn an der Reihe sind, mit vielen Fra-
gen rund um die Suizidassistenz konfron-
tiert werden.
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